
703 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VII. GP . 

. Bericht' 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (678 der, Bei­
lagen): Bundesgesetz, womit Bestimmungen 
zur Durchführung des Artikels 26 des 
Staatsvertrages, BGBl. Nr. 152/1955, hinsicht­
lich ,kirchlicher Vermögensrechte getroffen 

werden. ' 

Die Bundesregierung hat ,am 13. Dezember 
1955 im Nationalrat den Entwurf eines Bundes­
gesetzes. eingebracht, womit Bestimmungen zur 
Durchführung des Artikels 2,6 des Staatsver­
trages, BGBL Nr. 152/1955, hinsichtlich kirch­
licher Vermögens rechte getroffen werden. Der 
Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 16. Dezember 1955 die erwähnte Regie­
rungsvorlage in Anwesensheit des Bundesmini­
sters Dr. D r i m m e 1, Staatssekretärs Dr. B 0 c k 
sowie beamteter Vertreter des Bundesministe-
riums für Unterricht und des Bundesministe­
riumsfür Finanzen der Vorberatung unterzogen. 

Durch dieses Gesetz soll der im Artikel 26 § 1 
des Staatsvertrages begründete Anspruch der 
~eschädigten Kirchen auf Wiedergutmachung 
Ihrer Verluste, die durch nationalsoz,ialistische 
Maßnahmen, insbesondere durch § 5 des Kirchen­
beitragsgesetzes eing,etreten sind, gesetzlich fest­
gehalten werden. 

Um einen Verfall dieser Ansprüche im Sinne des 
Artikels 26 § 2 des Staatsvertrages zu vermeiden, 
soll durch das Gesetz vorerst nur eine fristge­
mäße Sicherung dieser Ansprüche ermöglicht 
werden. 

Im Artikel 26 § 2 des Staatsvertrages mußte 
sich nämlich österreich verpflichten, bisher nicht 
angemeldete Ansprüche auf Vermögenschaften, 
gesetzliche Rechte und Interessen, die u. a. aus 
re!igiösen Gründen verlorengegangen sind, 
wIederherzustellen. Dazu bedarf es aber vorerst 
der innerstaatlichen gesetzlichen Regelung, mit 
welcher den Kirchen eine Aktivlegitimation zur 
Anmeldung der Ansprüche zuerkannt wird. Dies 

Machunze, 
Berichterstatter. 

soll durch den vorliegenden Gesetzentwurf er­
reicht werden, der jedoch noch innerhalb der im 
Artikel 26 § 2 des Staatsvertrages vorgesehenen 
sechsmonatigen Frist in Kraft treten muß. 
Ansonsten besteht die Gefahr daß das seinerzeit 
kirchlichen Zwecken dienend~ Vermögen nun­
mehr der im Artikel 26 § 2 des Staatsvertrages 
vo~gesehenen Sammelstelle für anderwärtige 
Wiedergutmachungen anheim fällt. Daraus ergibt 
sich die Dringlichkeit der Beschlußfassung über 
diese Regierungsvorlage. 

Im ü.brigen wird darauf hingewiesen, daß 
durch diese Gesetzesvorlag,e noch keine endgül­
tige Entscheidung über die Art der Wiedergut­
machu.ng getroffen wird. Eine solche Regelung 
soll vIelmehr nach § 2 Abs. 2 der Regierungs­
vorlage einem gesonderten Bundesgesetz vorbe­
halt,en werden. Hinsichtlich der Einzelheiten des 
Gesetzentwurfes wird auf die ausführlichen Er­
läuternden Bemerkungen der Regierungsvorlage 
verwiesen. 

An der Debatte im Finanz- und Budget­
ausschuß beteiligten: sich die Abgeordneten Dok­
tor G red 1 e r, Dr. P fe.i f e r, Dr. Ton c i c 
und Dr. Hof e ne der sowie Bundesminister 
Dr. D r im m e 1 und Staatssekretär Dr. B 0 c k. 
Die Regierungsvorlage wurde im wesentlichen 
unverändert angenommen. Lediglich zu' § 7 
und § 10 Abs. 3 des Gesetzentwurfes wurden 
legistische l}.orrekturen beschlossen, die diesem 
Bericht beigedruckt sind. 

Auf Grund seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß ,den A' n t rag, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf 678 der Be,ilagen 
unter Berücksichtigung der bei g e d r u c k t e n 'j. 
Ab ä nd e run gen die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 16. Dezember 1955. 

Eibegger, 
Obmannstellvertreter. 
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Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 678 der Beilagen. 

1. Im § 7 ist nach den Worten: "BGBl. 
Nr. 176/1951" einzufügen: "in der Fassung de~ 
3. Rückstellungsanspruchsgesetzes, BGBl. Nr. 23/ . 
1954,". 

2. § 10 Abs.3 hat wie folgt zu lauten: 
,,(3) Das Kuratorium -faßt seine Beschlüsse mit 

Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme des auch sonst mitstimmen­
den Vorsitzenden, wobei die überstimmten die 
endgültige Entscheidung des Bundesministers für 
Unterricht verla-ngen können." 
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